
 

Spendenaktion im Harz 
In der „Goslarschen Zeitung“ erschien 
am 19.11.2010 folgende Notiz: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Erfolg dieser Meldung war überwältigend. 
Ich habe innerhalb von drei Tagen große Men-
gen Spielzeug Kleidung und Süßwaren  erhal-
ten. Die Veröffentlichung in den regionalen 
Werbemitteln steht noch aus. Zum Verteilen 
habe ich einen Saal zur Verfügung gestellt be-
kommen. Es wird eine kleine Weihnachtsfeier 
geben, bei der die Geschenke verteilt werden. 
Natürlich in Anwesenheit der Presse. Ich halte 
eine solche Vorgehensweise für eine gute Er-
gänzung zu anderen Aktionen. 
Wir FREIE WÄHLER haben damit erreicht, dass 
man uns als sozial und bürgernah wahrnimmt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Mein Esszimmer nach 3 Tagen!  
Bericht Hans-Wolfgang Levy, Vienenburg. 
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Kommunalfinanzen verlässlich sichern. 

Ein Beitrag zur aktuellen Situation. 
Die Städte und Gemeinden im 
Landkreis Wesermarsch stehen - 
mit Ausnahme der Gemeinde Lem-
werder  - Hohe Gewerbesteuerein-
nahmen! - finanzwirtschaftlich mit 
dem Rücken zur Wand! Finanzielle 
Spielräume für freiwillige Aufga-
ben sind schon lange nicht mehr 
vorhanden. Diskussionen über die 

Einführung neuer kommunaler Steuerquellen wie in 
Gemeinden anderer Bundesländer („Bettensteuer“, 
Kulturförderabgabe) gibt es in der Wesermarsch noch 
nicht, diese würden aber auch das Grundproblem der 
kommunalen Finanzkrise nicht lösen. 
 

Die schwarz-gelbe Regierungskoalition in Berlin hat am 
24. Februar 2010 beschlossen, eine „Kommission zur 
Erarbeitung von Neuvorschlägen zur Neuordnung der 
Gemeindefinanzierung“ einzuberufen. Die Kommission 
sollte u.a. auch den aufkommensneutralen Ersatz der 
Gewerbesteuer durch einen höheren Anteil an der Um-
satzsteuer und einen kommunalen Zuschlag auf die 
Einkommens- und Körperschaftssteuer mit eigenem 
Hebesatz prüfen 
 

Die gesamte Reform der Gemeindefinanzen ist beim 
Spitzentreffen der Koalition gerade auf 2011 verscho-
ben worden. Die Abschaffung der Gewerbesteuer soll 
dabei vom Tisch sein, oder? Die FDP murrt noch dage-
gen. Wenn auch 2011 keine nachhaltige Finanzreform 
zugunsten der kommunalen Ebene verabschiedet wird 
ist dies das endgültige Todesurteil für die grundgesetz-
lich garantierte (!) kommunale Selbstverwaltung! Die    
Städte und Gemeinden können dann nicht mehr die 
Garanten für die soziale Daseinsvorsorge sein! 
Es ist nun Aufgabe der unabhängigen Wählergemein-
schaften, diese durch das etablierte Parteiensystem 
verursachte Lage den Bürgerinnen und Bürgern vor Ort 
- auch im Hinblick auf die Kommunalwahlen 2011 -   
deutlich zu machen. Bernd Bremermann  
(Vorsitzender Bürgerforum Berne Wesermarsch)  

Ausgabe Nr. 4 
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DGB zu den niedersächsischen Kommunalfinanzen 
 

Zu den Auswirkungen von Finanzkrise und Finanzpolitik auf die kommunalen Haushalte Niedersachsens 
und Deutschlands hat Dr. Patrick Schreiner (Abteilung Wirtschaft des DGB-Bezirks Niedersachsen - Bre-
men - Sachsen-Anhalt) eine aufschlussreiche Präsentation erarbeitet. Die nachstehende Grafik ist mit 
freundlicher Genehmigung des Verfassers daraus entnommen – die gesamte Präsentation ist zu finden 
unter  http://www.niedersachsen.dgb.de/themen/wirtschaft/
Stellungnahmen_Positionen_Dokumentationen_Pressemitteilungen 
Grafik siehe nachfolgende Seite 
Quelle: DGB-Bezirk Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt 

Neujahrsempfang der FREIEN WÄHLER Niedersachsen 
Auftakt ins Kommunalwahljahr 

 

8. Januar 2011 in Hannover! 
Genaueres in Kürze auf www.fw-niedersachsen.de 

http://www.niedersachsen.dgb.de/themen/wirtschaft/Stellungnahmen_Positionen_Dokumentationen_Pressemitteilungen
http://www.niedersachsen.dgb.de/themen/wirtschaft/Stellungnahmen_Positionen_Dokumentationen_Pressemitteilungen
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FREIE WÄHLER gegen Belastungen der Bürger 
Hubert Aiwanger fordert ein Bundesleistungsgesetz  
 

Vor dem Hintergrund der Rekord-Kommunalverschuldung mit erwarteten 
14 Milliarden Euro Defizit bei den deutschen Kommunen im Jahr 2010       
fordert FREIE WÄHLER-Vorsitzender Hubert Aiwanger einen radikalen Kurs-
wechsel in puncto Kommunalfinanzierung. 
 
Aiwanger fordert ein Bundesleistungsgesetz, um die kommunalen Finanz-
probleme in den Griff zu bekommen und gerecht zu verteilen: „Es kann so 
nicht weitergehen, dass der Bund ständig neue Nettigkeiten beschließt, die 
Länder den ausgeglichenen Haushalt anstreben und die Kommunen den 
Magenschuber abbekommen. Wir brauchen eine abgestimmte Politik      
zwischen allen Ebenen. Die Misswirtschaft in Bund und Land von Landes-
bankpleiten über Rettungsaktionen für Großbanken bis hin zu Milliarden-
Großprojekten und Betrug im Gesundheitswesen haben zu der Haushalts-
schieflage geführt, die jetzt über Mehrbelastungen voll auf die Bürger 
durchschlägt.“         Hubert Aiwanger MdL 

Weihnachts-Zeit 

Zeit, innezuhalten und das vergangene Jahr Revue passieren zu lassen, das mit Höhen und Tiefen, aber  

auch einigen Überraschungen wie im Fluge verging. Zeit natürlich auch, nach vorne zu schauen, neue Ziele zu      

formulieren – um sie zuversichtlich zu realisieren. Gelegenheit, Danke zu sagen. Zeit für die besten Wünsche: 

Frohe Weihnachten und ein gutes neues Jahr! 
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SPD macht kommunale Finanzkrise zum Thema im Landtag 
 

Die SPD-Fraktion im Niedersächsischen Landtag bringt die kommunale Haushaltsmisere im Landtag zur Sprache. 
Mit einer umfangreichen „Großen Anfrage“ wird die Landesregierung in insgesamt 63 Fragen nach den Einzelheiten 
und den Ursachen für die drohende kommunale Handlungsunfähigkeit befragt. 
 

„Die kommunalen Kassen sind leer. Nicht erst seit der Wirtschaftskrise klagen die Kommunen über stagnierende 
Einnahmen und gleichzeitig stetig steigen Ausgaben“, erläuterte der SPD-Finanzpolitiker Dieter Möhrmann den  
Hintergrund der Anfrage am Donnerstag in Hannover. So stellte das niedersächsische Finanzministerium selbst fest, 
dass die Einnahmen der Kommunen trotz der Konjunkturspritzen um 2,6 Prozent zurückgegangen seien, gleich-
zeitig seien die Gesamtausgaben um 6,3 Prozent gestiegen. Die steuernahen Einnahmen wären sogar um 6,8        
Prozent zurückgegangen. In der Folge dieser Entwicklung stiegen die Kassenkredite, also die 
„Kontoüberziehungen“, immer weiter an. Sie betragen landesweit fast fünf Milliarden Euro, im Jahre 2002 waren 
es noch zwei Milliarden Euro. 
 

„Wir möchten wissen, inwieweit die Landesregierung für die Haushaltssorgen der Städte und Gemeinden mitver-
antwortlich ist, etwa durch Zustimmung zu Steuersenkungen oder durch Eingriffe in den kommunalen Finanzaus-
gleich“, erläuterte Möhrmann. „Seit Jahren werden den Kommunen immer neue Verpflichtungen auferlegt, ohne 
dass die Einnahmen entsprechend steigen – im Gegenteil, diese Landesregierung hat sich noch an kommunalen  
Kassen bereichert.“ Über die Antwort der Landesregierung werden wir im nächsten PUNKT berichten. 

Kommunalfinanzen im 
Internet 
Im Internet finden sich zahlreiche 
Angaben zu kommunalen Finan-
zen. Hier einige besonders wichtige 
Links: 

Das Online-Nachschlagewerk 
Wikipedia informiert über grund-
sätzliche Sachverhalte und Struktu-
ren der Kommunalfinanzen in 
Deutschland unter  
http://de.wikipedia.org/wiki/
Kommunalfinanzen 
 

Beim Internetportal "Wegweiser 
Kommunen" (Bertelsmann-
Stiftung) finden sich für fast alle 
Kommunen ausgewählte Daten 
auch zur finanziellen Situation 
(Haushaltsstruktur, Einnahmen, 
Ausgaben, Verschuldung, ...):  
http://www.wegweiser-
kommune.de/themenkonzepte/
finanzen/Finanzen.action? 
 

Übersichten zu den kommunalen 
Finanzen in Niedersachsen sind 
schließlich zu finden beim Internet-
Auftritt des Statistischen Landes-
amtes:  

http://www.nls.niedersachsen.de/
html/kommunen_im_blick.html 

http://www.nls.niedersachsen.de/html/kommunen_im_blick.html
http://www.nls.niedersachsen.de/html/kommunen_im_blick.html
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Vernunft in die Rathäuser! 

Kommunen in der Region Osnabrück und Emsland: 
Wirtschaftskrise hinterlässt Spuren 
 

Die Wirtschaftskrise ist inzwischen spürbar in den Kassen der Städte und Gemeinden im Bezirk der          
Industrie- und Handelskammer (IHK) Osnabrück-Emsland angekommen. Das stellt die IHK in einer Studie 
fest. In den ersten drei Quartalen 2009 lagen die Netto-Gewerbesteuereinnahmen im IHK-Bezirk um 33 % 
unter dem Vorjahreswert. Die auf der Grundlage der amtlichen Statistik ermittelten Steuerrückgänge   
waren damit fast doppelt so hoch wie im Landes- und Bundesdurchschnitt. 
 

Auch 2010 bleibt die Finanzlage in der Region stark angespannt. Bei der Gewerbesteuer erwarten nach der 
IHK-Umfrage 68 % der Gemeinden einen weiteren Einnahmerückgang. 
 

Die komplette Studie "Haushaltsplanung 2010" gibt es als Download unter http://
www.osnabrueck.ihk24.de/linkableblob/401032/data/IHK-Kurzstudie_Haushaltsplanung_2010-data.pdf 

Cuxhaven mit Rekordverschuldung 
Schwarz-Gelb untergräbt die kommunale Selbstverwaltung 
 
 „Vielen ist Cuxhaven ja als größtes deutsches Seebad bekannt. Man glaubt kaum, wie 
schlecht es der Stadt wirklich geht. Und Cuxhaven hat grundsätzlich kein  Ausgaben-
problem, weil man seit Jahren Sparbemühungen zeigt, sondern hauptsächlich ein Ein-
nahmeproblem. Im Ergebnis ist der kommunale Haushalt in Cuxhaven seit Jahren ei-
gentlich nicht genehmigungsfähig“, so Rüdiger Kurmann, Ratsmitglied der Wähler-
gemeinschaft „Die Cuxhavener“ und Landesvorstandsmitglied der FREIEN WÄHLER. 
 
Zur Erläuterung: Im Haushalt für das Jahr 2010 will Cuxhaven rund 80 Millionen Euro 
einnehmen. Dem    stehen Gesamtausgaben von über 230 Millionen gegenüber. Darin 
enthalten sind die Fehlbeträge der Vorjahre mit rund 116 Millionen Euro. Das Jahresdefi-
zit, das so genannte strukturelle Defizit, beträgt demnach rund 35 Millionen Euro. 
Cuxhaven erhält eine Bedarfszuweisung von 3 Millionen Euro. Jeder, der nur ansatzweise rechnen kann, sieht 
ein, dass das nicht funktioniert. Es stellt sich also die Frage, wie machen die das in Cuxhaven überhaupt? Das 
Zauberwort lautet „Kassenkredite“. Das sind Kredite gemäß § 94 Niedersächsische Gemeindeordnung (NGO), 
die vorübergehend zur rechtzeitigen Leistung der Ausgaben aufgenommen werden dürfen. 
 
In § 94 NGO ist allerdings eine Obergrenze für die Kassenkredite festgelegt. Danach dürfen die Kassenkredite 
ein Sechstel der Haushaltseinnahmen nicht überschreiten.  Zur Erinnerung: Cuxhaven hat Ein-nahmen von 80 
Millionen Euro. Ein Sechstel wäre dann wohl nicht mehr als 14 Millionen Euro. Tatsächlich benötigt die Stadt 
Cuxhaven aber in 2010 Kassenkredite in Höhe rund 290 Millionen Euro. Das ist schlicht rechtswidrig. 
 
Kurmann: „Cuxhaven ist natürlich ein Extrembeispiel. Aber vielen Kommunen in Niedersachsen geht es in der 
Tendenz ähnlich. Deshalb muss die Landesregierung jetzt dringend eine Perspektive für die Zukunft aller ge-
fährdeten Kommunen erarbeiten. Unsere Wählergemeinschaft in Cuxhaven hat auch im Vorjahr bereits einen 
„Brandbrief“ an den damaligen Ministerpräsidenten Wulf geschickt, aber nicht mal eine Antwort erhalten.“ 
 

Rüdiger Kurmann 
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Haushalt 2010 am  
Beispiel der Samtgemeinde  
Scharnebeck.  
 

Im Haushaltsjahr 2010 wurden Investitionen in Höhe 
von 1,2 Millionen Euro geplant. Davon sind allein 
rund 490 000 Euro für Maßnahmen für den Feuer-
schutz vorgesehen. In eine Mitgliedsgemeinde flie-
ßen ca. 324 000 Euro für eine Maschinenhalle der 
Freiwilligen Feuerwehr für ca. 210.000 EURO. Außer-
dem standen Planungs- und Grundstückskosten in 
Höhe von 114 000 Euro für den Neubau einer Zwei-
feld-Sporthalle an. Um in der Samtgemeinde alle 
geplanten Investitionen realisieren zu können, ist 
eine Kreditaufnahme in Höhe von 350 000 Euro not-
wendig. Bei einer Gesamtverschuldung von rund 6,7 
Millionen Euro liegt die Pro-Kopf-Verschuldung der 
Bürger in der Kommune bei nunmehr 430 Euro. 
 

Die Planungen für das Haushaltsjahr 2011 sind noch 
nicht in den Fachausschüssen besprochen worden 
und die Unterlagen stehen noch nicht zur Verfü-
gung. Man kann davon ausgehen, dass die Pro-Kopf-
Verschulung weiterhin steigen wird. Für das Haus-
haltsjahr 2011 sind z.B. weitere Ausgaben für Bau 
einer Sporthalle über 1,9 Millionen EURO vorgese-
hen.  
 

Es ist nicht möglich, dass alle Investitionswünsche 
der Mitgliedsgemeinden erfüllt werden, weil dann 
die Haushaltssatzung nicht mehr vom Landkreis ge-
nehmigt werden würde.  
 

Haushalt in einer Gemeinde am        
Beispiel der Gemeinde Lüdersburg 
 

In der Gemeinde Lüdersburg sind die Dorferneue-
rungsmaßnahmen abgeschlossen. Die Gemeinde hat    
keine eigenen Gebäude und nur wenig gemeindeei-
gene Flächen. Der evangelische Kindergarten hat      
Räume der Kirchengemeinde angemietet. Die Ge-
meinde zahlt anteilig dafür die Renovierungskosten.  
 
 

Im Gemeinderat sind 9 Ratsmitglieder, die über die 
Ausgaben (Aufwendungen) für innere Verwaltungs-
angelegenheiten, Finanzverwaltung, Kindergarten, 
Spielplätze, Gemeindestraßen, Fremdenverkehr und 
freiwillige Zuschüsse für Freiwillige Feuerwehr, 
Sportverein und Senioren entscheiden. 
 

Die Einnahmen (Erträge) setzen sich zusammen aus 
Grundsteuer A und B, Gewerbesteuer, Hundesteuer, 
Vergnügungssteuer, Kreisumlage, Samtgemein-
deumlage und Gewerbesteuerumlage. 
 

In der Gemeinde Lüdersburg wurde im Haushalt 
2010 im Ergebnishaushalt geplant an ordentlichen     
Erträgen 416.400 EURO und an ordentlichen Auf-
wendungen 448.600 EURO. Der Fehlbetrag lag bei                
ca. 32.200 EURO. 
 
Der Fehlbetrag setzt sich zusammen aus den gerin-
ger zu erwartenden Einnahmen aus der Einkom-
mensteuer sowie durch den erhöhten Aufwand für 
Winterdienst 2009/2010 sowie dadurch fällige Stra-
ßenreparaturarbeiten.  
 
Es ist wichtig, dass alle Möglichkeiten in Bezug auf 
Zuwendungen für Straßenausbau und z.B. Konjunk-
turprogramme ausgeschöpft werden.  
 
Um den Fehlbetrag auszugleichen, wurden in der 
Gemeinde Lüdersburg die Grundsteuer A und B um 
10 % (neu 330%) erhöht und die Gewerbesteuer um 
20 % (neu 340 %)erhöht.  
 
Die Erträge setzten sich wie folgt zusammen: 
 
Grundsteuer A 18.000 €, Grundsteuer B 82.500 €, 
Gewerbesteuer 29.000 € und  Anteil an                     
Einkommensteuer 220.000 € = 349.500 €. Dazu         
kommen Zuwendungen und allgemeine Umlagen 
und sonstige ordentliche Erträge = gesamt 416.400€  
 
 
 

Zeit für bessere Politik! 
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Um den Fehlbetrag auszugleichen, wurden in der 
Gemeinde Lüdersburg die Grundsteuer A und B um 
10 % (neu 330%) erhöht und die Gewerbesteuer um 
20 % (neu 340 %)erhöht. 
 
Die Erträge setzten sich wie folgt zusammen: 
 
Grundsteuer A 18.000 €, Grundsteuer B 82.500 €, 
Gewerbesteuer 29.000 € und  
 
Anteil an Einkommensteuer 220.000 € = 349.500 €. 
Dazu kommen Zuwendungen und allgemeine Umla-
gen und sonstige ordentliche Erträge = gesamt 
416.400 €  
 
Die Aufwendungen setzen sich wie folgt zusammen: 
Aufwendungen für aktives Personal 1.500 €, Sach- 
und Dienstleistungen 54.500 €, Abschreibungen 
51.200 €, Zinsen 9.800 €, Transferaufwendungen 
280.500 €, sonstiges 51.100 € = gesamt 448.600 €.  
 
Die Aufwendungen der allgemeinen Umlagen, die 
abzuführen sind, betragen  lt. Plan 2010 an Gewer-
besteuerumlage 6.000 €, Kreisumlage 179.800 € und 
Samtgemeindeumlage 92.400 € = 278.200 €.  
 
Im Finanzhaushalt ist darauf zu achten, dass die Ein-
zahlungen aus der lfd. Verwaltungstätigkeit der De-
ckung der Auszahlungen und der Auszahlung für 
ordentliche Tilgung dienen. Der Finanzhaushalt der 
Gemeinde Lüdersburg entspricht den Anforderun-
gen nicht komplett, weil Einzahlungen aus der lau-
fenden Verwaltungstätigkeit nicht reichen, um auch 
die für die Tilgung notwendigen Auszahlungen zu 
decken. Aber dieses sollte in den Folgejahren wieder 
möglich sein.  
 
Der Finanzhaushalt beträgt bei den Einzahlungen 
395.300 € und bei den Auszahlungen 398.400 €.  
 
Die Samtgemeinde unterstützt die Gemeinden bei 
der Erstellung des Haushaltsplanes und der Haus-
haltssatzung.  

Die Pro-Kopf-Verschuldung in der Gemeinde Lüders-
burg liegt bei ca. 340 €. 
 
Im Haushaltsplan sind ca. 35.000 € für den Kinder-
garten veranschlagt. Die Vereine und Freiwillige 
Feuerwehr erhalten freiwillige Zuschüsse. Die Haus-
haltspläne sind in den letzten 3 Jahren ähnlich ge-
wesen, weil es nur wenig Handlungsfähigkeit gibt 
und die Schulden abgebaut werden. Geplant ist für 
das Haushaltsjahr 2011 ein weiterer Spiel- und Sport-
platz. Ausweisung weiterer Baugebiete bzw.         
Vorrangflächen o.a.  kommt nicht in Frage 
(festgeschrieben im RROP LK Lüneburg). 
 
Sobald Mehreinnahmen durch z.B. Einkommensteu-
er zu erwarten sind, könnten neue Projekte geplant 
werden.  
 
Seit 2006 ist die Entwicklung der Gemeinde           
gelähmt, weil Uneinigkeit im Rat ist und die Gemein-
deratsmitglieder sich gegenseitig die Arbeit mit    
Anträgen schwer machen. 
  
Die Gemeinde Lüdersburg ist seit März 2010 nicht 
mehr eigenständig. Die Verwaltung wird durch die 
Samtgemeinde (Gemeindedirektor) erledigt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Sonja Jackmann 
Bürgermeisterin der Gemeinde Lüdersburg 

FREIE WÄHLER Scharnebeck 

Gegen Filz und Korruption! 
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Bürgerwille statt Parteibrille! 



Zeit für die FREIEN WÄHLER! 

Einsparpotential bei der Straßenbeleuchtung trotz leerer Kassen durch Contracting 
Fremdes Kapital nutzen und Geld sparen 

 
Mehr als ein Drittel der heutigen Straßenbeleuchtung ist älter als 20 Jahre und somit 
in einem technisch veralteten Zustand. Oftmals ist die Betriebssicherheit nicht mehr 
gegeben, die eingesetzten Quecksilberdampfleuchten genügen nicht mehr den ge-
setzlichen Vorschriften und müssen ausgetauscht werden. Der Gesetzgeber verbietet 
bekanntlich ab 2015 den Einsatz von Quecksilberdampfleuchten. Es besteht also 
Handlungsbedarf, wenn man die Bürger nicht im Dunkeln stehen lassen möchte ohne 
dabei zu viel Geld auszugeben. Häufig kommen Vorschläge wie: einfach die Brenn-

dauer zu reduzieren oder sogar die Straßenbeleuchtung ganz abzuschalten - sehr unattraktive und kaum sinnvolle 
Maßnahmen.  
 
Eine Möglichkeit die Straßenbeleuchtung zu sanieren, ist das Energie-Einspar-Contracting, ein Modell aus dem 
sogenannten Public-Private-Partnership (PPP). Beim PPP-Contractingmodell übernimmt ein privater Auftragneh-
mer den Einbau bzw. die Optimierung der Straßenbeleuchtung. Das Leistungsentgelt orientiert sich im Gegensatz 
zu den anderen Vertragsmodellen nicht an den Investitionskosten, sondern an den bisherigen Energiekosten des 
öffentlichen Auftraggebers. Aus diesem Grund besteht ein erheblicher Anreiz für den privaten Auftragnehmer durch 
eine Optimierung die Energiekosten zu senken.  
 
Contracting ist ein Win-win-Modell bei dem beide 
Vertragspartner profitieren. Aufgrund von beson-
deren Kenntnissen, finanziellen Anreizen und der 
vertraglichen Verpflichtung des Contractors kön-
nen wirtschaftliche Einsparpotentiale besonders 
effizient ausgenutzt und Sparmaßnahmen weitaus 
schneller durchgeführt werden. Eine signifikante 
Verringerung der Betriebskosten, geringere Aus-
fallraten, Wert- und Attraktivitätssteigerung und die 
Reduzierung von Treibhausgasen sind die Folgen 
- ohne eigene finanzielle Mittel oder einer zusätzli-
chen Belastung der Haushaltskasse. Was heute 
bereits in den Kommunen für Kopierer oder Fahr-
zeuge funktioniert, lässt sich auf viele Bereiche 
übertragen z.B. Beleuchtungsanlagen von Schu-
len, Kliniken, Turnhallen oder Rathäuser. 
 

Nähere Informationen erhalten Sie bei 
 

Schnieders engineering concepts  
Ingenieurbüro Emden GmbH 

Technische Gebäudeausstattung 
Meister-Geerds-Straße 1  *  26721 Emden  *  Telefon 04921-993895-0 

office@schnieders-emden.de  *  www.schnieders.de 
Claus-Dieter Büscher 
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G a s t b e i t r a g  
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Erschienen in der Nord-West-Zeitung. 

Politik geht auch ehrlich! 


